
Die  Ampel  ist  aus.  Was  muss
jetzt von Links kommen?
von Dilara Lorin, November 2024

Am  Abend  des  6.  November  2024  wird  Christian  Linder  Deutschlands
bekanntester  Arbeitsloser.  Für  Olaf  Scholz  sei  dessen  Rauswurf  als
Finanzminister notwendig, um Schaden von Deutschland abzuwenden und
das Land nicht in Chaos versinken zu lassen. Dabei kommt dieser Schritt für
viele  unerwartet,  andere  sind  erfreut  und  wieder  andere  erhoffen  sich
dadurch einen Aufschwung der eigenen Politik. International gesehen wird
Deutschlands Handlungsfähigkeit dadurch vermehrt in Frage gestellt, was
vor  allem die  EU verunsichert.  Am Donnerstag  danach,  haben  viele  EU
Abgeordnete Deutschland zur schnellen „Einigung“ aufgerufen. Vor allem
nach dem Wahlsieg Trumps schnürt sich die US-Schlinge um die EU immer
weiter zu.

Warum ist sie zerbrochen?
Dass sich die Ampelparteien seit ihrer ersten Zusammenkunft nicht einig
sind,  ist  nichts  neues.  Die  Chronologie  der  Streitigkeiten  ist  lang:
Heizungsgesetz,  Investitionsfonds,  Kindergrundsicherung,  Bürgergeld  und
schließlich die Frage des Haushalts. Vor allem in der letzten Zeit wurden die
Differenzen  immer  öfter  auch  öffentlich  ausgetragen:  So  veröffentlicht
Lindner  an  den Kolleg:innen vorbei  ein  18-seitiges  Papier  für  eine  ganz
andere Wirtschaftspolitik,  als  der  Koalitionsvertrag vorsieht.  Scholz  nutzt
seine Rede als Wahlkampfauftakt und nennt 4 Punkte, damit das Land nicht
in Chaos versinke: 1. Deckelung der Netzentgelte für „unsere“ Unternehmen;
2. Sicherung der Arbeitsplätze in der Automobilindustrie und bei Zulieferern;
3.  Investitionsprämien  sowie  steuerliche  Abschreibemöglichkeiten  für
Unternehmen; 4. Unterstützung der Ukraine unabhängig von den USA. Alle 4
Punkte haben eins gemeinsam: keine sozialen Forderungen oder Ansätze, wie
der  Arbeiter:innenklassen  in  der  aktuellen  Wirtschaftskrisen  geholfen
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werden kann, sondern nur staatliche Subventionen und Möglichkeiten wie
Unternehmen gerettet werden können. Vergleicht man dann die Reden von
SPD, Grünen und FDP von den letzten Tagen wird sehr schnell deutlich, wo
die Unterschiede liegen: Wie stehen sie zur Schuldenbremse?
Diese müsse aufgehoben werden, um durch Erhöhung der Staatsschulden die
Mittel  für  mehr  Wirtschaftsförderung,  weitere  Aufrüstung  und
Waffenlieferungen bereitstellen zu können und gleichzeitig auch über Mittel
für  die  soziale  Abfederung  der  Rezession  und  der  massiven
Umstrukturierung der Unternehmen zu verfügen. Die Krise der bürgerlichen
Parteienlandschaft  wird  durch  das  Ampel-Aus  unmissverständlich
offengelegt. Dabei dreht es sich, angesichts der schlechten wirtschaftlichen
Situation in Deutschland vor allem darum, wer die Kosten zahlen soll und
wofür Schulden überhaupt aufgenommen werden sollen.
Dass  die  Ampel  selbst  Opfer  der  Zeitenwende  geworden  ist,  hätte  sich
wahrscheinlich Olaf Scholz auch nicht gedacht, als er das Wort etablierte.
Aber zwischen Kriegen und Krisen, der Inflation und Rezession lässt sich
selbst  Spuren  von  sozialer  Politik  schwer  umsetzen.  Vor  allem  die
wirtschaftliche  Entwicklung  seit  der  Finanzkrise  2007/2008  macht  die
Verteilungskrise sowie die Abgründe des kapitalistischen Systems deutlich.
Zusätzlich dazu verschärften die Corona Pandemie sowie der Ukraine Krieg
die Lage des deutschen Imperialismus, welches in Folge der Blockbildung
sich  immer  mehr  dem  US-Imperialismus  unterordnet.  Dies  sowie  der
internationale  Rechtsruck  verschärft  auch  die  Fraktionierung  der
Bourgeoisie.  Mit  dem  Wahlsieg  Trumps  steht  auch  die  transatlantische
Ausrichtung der BRD und EU in Frage. Dadurch steht das deutsche Kapital
letztendlich vor unauflösbaren Aufgaben: Auf der einen Seite gibt es Ansätze
als  Juniorpartner  der  USA,  auf  der  anderen  Seite  ist  das  Manövrieren
zwischen  USA  und  China  nicht  mehr  gangbar,  was  eine  Klärung  der
außenpolitischen  Ausrichtung  unabdingbar  macht.  Diese  Uneinigkeit  der
deutschen  Bourgeoisie  durchzog  als  Konflikt  auch  die  Ampelregierung.
Schlussendlich wird die kommende Zeit vom Überlebenskampf des deutschen
Kapitals geprägt sein, in der 2. Reihe des Imperialismus zu bleiben.



Was wird jetzt passieren?
Nach  tagelangem  Ringen  konnte  man  sich  nun  zumindest  auf  einen
Wahltermin Ende Februar einigen. Die neuesten Umfragen ergeben, dass
allen voran die CDU/CSU gut dastehen, sodass alle Merz schon als sicheren
nächsten  Kanzler  handeln.  Die  Union  bereite  sich  schon  seit  mehreren
Wochen auf vorgezogene Wahlen vor. Und die ersten Unternehmerverbände,
wie  der  Außenhandelsverband  BGA  oder  der  Verband  der  Chemischen
Industrie, stimmten sogleich in Merz’ Forderung nach schnellen Neuwahlen
ein. Nicht fehlen im Chor darf natürlich Wagenknecht: Schließlich stellt sich
in  Brandenburg  sowie  Sachsen  die  Regierungsfrage  für  das  BSW  und
Koalitionsverhandlungen  lassen  sich  wesentlich  besser  führen,  wenn  die
Kraft im Bundestag auch stärker vertreten ist. Massiv, wenn nicht sogar am
meisten  profitieren  wird  die  AfD.  Am  schlechtesten  ist  die  Linkspartei
aufgestellt, bei der die Organisationsstrukturen aktuell am meisten am Boden
liegt:  Abspaltung des BSW, viele hochrangige Austritte,  gleichzeitig auch
viele Eintritte an der Basis. Vielleicht hätte sie sich bis zur Bundestagswahl
im September sich noch aufrappeln können, aber vorgezogene Neuwahlen
machen an der Stelle ein vorzeitiges Aus für sie nur noch schwer abwendbar.
Antworten auf die Wirtschafskrise oder die Kriege? Dafür muss man tief
rumwühlen: Jan von Aken Auftritt in der Ukraine hat mehr Fragezeichen als
Klarheit geschaffen und Heidi Reichinnek verliert lieber kein Wort bezüglich
des Genozids an der Palästinenser:innen. Ob noch die gestartete Offensive
auf  Social  Media  und  die  Dynamik  um  Studis  gegen  Rechts  und  den
Haustürwahlkämpfen die Rettung bringt,  wird sich zeigen. Die 9 Monate
weniger Zeit sind für sie aber, wie für viele andere kleinen Parteien, definitiv
eine Katastrophe.

Wie  müssen  wir  auf  das  Ampel-Aus
antworten?
Eins  ist  sicher:  Die  aktuellen  Krisen  in  Deutschland  erfordern  klare
Antworten.  Weder  die  Wirtschaftskrise,  die  Inflation  noch  die  daraus
resultierenden Massenentlassungen lassen sich durch Bitten oder Appelle



lösen. Bei der nächsten Wahl und Regierungsbildung in Deutschland wird
sich entscheiden, welche der Kapitalfraktionen gewinnen wird. Dabei ist klar:
Die Soziale- sowie Bildungskrise werden sich massiv verschärfen, ob mit oder
ohne  Abfederungspolitik  seitens  der  SPD  und  Grünen.  Eine  verstärkte
Militarisierung wird uns erwarten, in welchen nicht nur Milliarden Gelder in
die  Bundeswehr  gesteckt  werden,  sondern  diese  immer  mehr  Richtung
Wehrpflicht rückt. Das ist auch die Antwort des deutschen Imperialismus die
ökonomische Schwäche durch militärische Stärke auszugleichen.

Deswegen dürfen wir nicht passiv warten bis eine neue Regierung gewählt
wird, sondern müssen aktiv gegen Krieg und Krise kämpfen! Wir zahlen diese
nicht, Schluss mit Sozialpartner:inneschaft, gegen Massenentlassungen und
Schuldenbremse!  Um diese  Angriffe  erfolgreich  abzuwehren,  braucht  es
einen  Bruch  vor  allem  der  Gewerkschaften  mit  der  Politik  der
Klassenkollaboration. Wir brauchen eine Aktionskonferenz gegen die Krise,
bei der die Linke in Deutschland diskutiert, mit welchen Forderungen sie
einen Ausweg aus der aktuellen Misere aufzeigen kann. Und wir brauchen
eine  Diskussion  darüber,  welche  Art  Partei,  welches  Programm,  welche
Politik wir gegen Rechtsruck und Krise brauchen. Der Zusammenbruch der
Ampel, der Niedergang der SPD und der Linkspartei verdeutlichen, dass wir
nicht  nur organisierten Massenwiderstand aufbauen müssen.  Wir  müssen
zugleich für eine revolutionäre Alternative zum Reformismus, für den Aufbau
eine revolutionären Arbeiter:innenpartei kämpfen.

Und  wie  sollten  wir  zur  Wahl  selbst
stehen?
In Zeiten, in denen die revolutionäre Linke schwach ist und es noch keine
revolutionäre Partei gibt, müssen wir taktisch zur Wahl stehen. Die kritische
Wahlunterstützung  ist  dabei  ein  Konzept,  welches  dem  „Wählen  des
kleineren Übels“  entgegengestellt  ist.  Während es bei  zweiterem um die
Hoffnung geht, den Rechtsruck damit zumindest etwas zu verlangsamen und
seine allerschlimmsten Auswüchse abzuwehren, während man eigentlich den
Status Quo verteidigt, verfolgt die kritische Wahlunterstützung einen Ansatz,



der eine revolutionäre Perspektive aus der Schwäche öffnen soll. Es geht
dabei darum, Parteien zu wählen, welche noch eine Verankerung innerhalb
der  Avantgarde  der  Arbeiter:innenklasse  besitzen,  aber  mit  einem
reformistischen  Programm,  so  wie  eben  die  Linkspartei.  Es  geht  dabei
darum, sie in der Wahl kritisch zu begleiten, sie unter Druck zu setzen, aber
es kann auch eine Linke insgesamt und den linken Flügel innerhalb dieser
Partei  stärken.  Letztendlich  sagen  wir:  Wir  unterstützten  die  richtigen
Forderungen der Linkspartei nach höheren Löhnen und offenen Grenzen,
werden aber als Kommunist:innnen im gemeinsamen Kampf aufzeigen, dass
diese  nicht  auf  parlamentarischen  Wege  und  nur  eingebettet  in  ein
revolutionäres  Programm  durchgesetzt  werden  kann.  Die  Basis  und
Wähler:innen dieser reformistischen Parteien müssen wir dazu auffordern,
ihre Führung auf die Probe zu stellen und von ihnen einen tatsächlichen
Kampf für ihre Forderungen einzufordern. An seinen Versprechen muss der
Reformismus zerbrechen und wenn die revolutionäre Linke selbstbewusst
und  überzeugend  vorgeht,  kann  das  die  Chance  zu  einer  massenhaften
Gewinnung für den Prozess zu einer revolutionären Partei sein!

Denn  uns  sollte  klar  sein:  Letztendlich  ist  der  Kapitalismus  die
Grundlage von Krisen, Kriegen, Ausbeutung und Unterdrückung und
lässt sich weder wegreformieren noch abwählen.

G7-Proteste  –  eine  nüchterne
Bilanz ist nötig
Wilhelm Schulz und Jaqueline Katharina Singh

Olaf  Scholz  und  Co.  feierten  den  G7-Gipfel  der  westlichen  Staats-  und
Regierungschefs  als  harmonische,  geradezu  weltoffene  Veranstaltung  für
Demokratie,  Menschenrechte,  soziale  und ökologische Vorsorge.  Ganz zu
offen war es dann natürlich doch nicht. Knapp 18.000 Polizist:innen wurden
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zum Schutz des G7-Gipfels in der Region Werdenfelser Land (Oberbayern)
stationiert.  Es  glich  einem  Belagerungszustand.  Mit  Maschinenpistolen
ausgestattete Polizist:innen standen hinter Nato-Stacheldrahtzäunen, ständig
erfolgten  Polizeikontrollen,  Geschäfte  mussten  für  den Protest  schließen,
Autobahnabsperrungen wurden verfügt. Mindestens 170.000.000 Euro soll
allein der Polizeieinsatz gekostet haben.

Dessen Umfang entspricht dem von 2015, dem letzten G7-Gipfel in Elmau.
Trotz ähnlicher Anzahl erschien die Polizeipräsenz angesichts der schwachen
Mobilisierung stärker.

Allerdings besaß die Präsenz eine größere Akzeptanz in der Öffentlichkeit.
Schon während der Pandemie wurde polizeiliche Überwachung zunehmend
und weit über deren Bekämpfungsmaßnahmen hinaus verstärkt. Der Krieg in
der Ukraine dient zusätzlich als Rechtfertigung dieses Zustandes, zumal die
Politik von G7 und NATO zu einem „demokratischen“ Eingreifen verklärt
wird.

Eine  verschärftes  Polizeiaufgabengesetz,  ständige  Kontrollen,
Einschränkungen  der  Versammlungsfreiheit  bis  hin  zu  abstrusen
Fahnenregeln,  Flyerverboten,  Angriff  wegen  Verknüpfung  von
Transparenten, Polizeipräsenz bei linken Veranstaltungen im Vorfeld gehören
mittlerweile schon fast zum „Normalzustand“ der deutschen Demokratie, und
zwar nicht nur in Bayern oder bei G7-Gipfeln.

Sicherlich schüchterte die schon im Vorfeld angedrohte massive Repression
Menschen ein und wirkte demobilisierend. Das erklärt aber keineswegs die
enttäuschend geringe Beteiligung an allen Aktionen. Im Folgenden wollen
wir auf einzelne eingehen, um am Ende die Frage zu beantworten, worin die
zentralen Gründe für die schwache Mobilisierung lagen.

Großdemo mit 6.000 Teilnehmer:innen?
Die von den NGOs angekündigte „Großdemo“ mit Start und Ziel auf der
Münchener Theresienwiese blieb am Samstag, den 25. Juni, weit unter den
Erwartungen.  Die  Mehrheit  der  rund 6.000 Teilnehmer:innen wurde von



verschiedenen antikapitalistischen, antiimperialistischen, sozialistischen und
kommunistischen Gruppierungen mobilisiert. Die Masse der NGOs blieb aus.

Dabei hatten diese im Vorfeld die politische Ausrichtung der Demonstration
am 25.  Juni  an  sich  gerissen,  alle  politischen  Parteien  und  radikaleren
Gruppierungen aus dem Träger:innenkreis, der Festlegung des Aufrufes und
auch weitestgehend aus der Mobilisierung zur Demo gedrängt.

Dieses  bürokratische  und  undemokratische  Manöver  hatte  nicht  nur  die
Gesamtmobilisierung erheblich geschwächt und behindert. Der Verzicht auf
eine grundlegende Ablehnung der G7, das Ausweichen vor der Kriegsfrage
und die Anbiederung an die Mächte der Welt, die im Aufruf deutlich wurde,
erwiesen sich als politischer Rohrkrepierer.

Einige der NGOs und Gruppen der sog. Zivilgesellschaft dürften schon im
Vorfeld ihre Mobilisierung faktisch eingestellt haben. Andere wie Fridays For
Future scheinen sich selbst im Spannungsverhältnis zwischen Pressuregroup
der  grünen  Regierungspartei  und  sozialem  Faktor  auf  der  Straße  zu
zerlegen. So konzentrierte sich FFF auf eine Kleinstdemo am Freitag mit
einigen  100  Teilnehmer:innen,  die  unabhängig  von  anderen  Protesten
stattfand,  und  war  kaum  sichtbar  auf  der  Großdemo.

FFF mutierte von einer Streikbewegung zu einer Eventorganisation. Obwohl
es auf dem Papier Unterstützer:in der Gegenproteste war, konnte kaum von
einer öffentlichen Mobilisierung die Rede sein. Bis auf einzelne bekannte
Gesichter am Samstag und eine kleine eigene Aktion am Freitag mit knapp
300 Teilnehmer:innen war  FFF nicht  präsent.  Scheinbar  liegt  der  Fokus
aktuell  auf  einer  Unterstützung  der  Embargos  gegen  den  russischen
Imperialismus,  anstatt  die  eigene  Regierung  und  ihre  zerstörerische
Umweltpolitik  anzugreifen.

Auffällig war nicht nur, dass die NGOs zahlenmäßig gering vertreten waren,
sondern  auch  die  Abwesenheit  anderer  Parteien,  die  sonst  auf  solchen
Protesten anzutreffen waren. Während bei den letzten Gipfelprotesten auch
Teile  der  Grünen und sogar  der  SPD teilnahmen,  so  ist  ihr  Fernbleiben
einfach  durch  die  Einbeziehung  in  die  Ampelkoalition  sowie  die



Unterstützung  deren  Kurses  zu  erklären.  Ähnliches  gilt  auch  für  die
Gewerkschaften. Der sozialpartner:innenschaftlichen Anbindung an die SPD
wurde durch die Pandemie kein Abbruch getan und auch jetzt werden die
Kosten  des  Krieges  auf  dem  Rücken  der  Lohnabhängigen  stumm
mitgetragen. Vereinzelt sah man ver.di- und GEW-Mitglieder aus München,
aber eigene Blöcke oder gar Lautsprecherwagen waren nicht zu finden. Dies
ist  nicht  verwunderlich,  da  diese  bereits  während  der  Vorbereitung  mit
Abwesenheit glänzten.

Die NGOs haben in diesem Jahr die Spaltung der Gegenproteste erreicht. Sie
weigerten sich mit fadenscheinigen Argumenten, gemeinsam mit sämtlichen
Parteien  und  allen  subjektiv  revolutionären  Organisationen  sie  zu
organisieren.  Als  NGOs  dürften  sie  keinen  Widerstand  gegen  den  Staat
organisieren. Solche Argumente tauchen inmitten einer Krise der Linken und
Arbeiter:innenbewegung auf!

Warum galten diese Einwände bei vergangenen Gipfelprotesten nicht? Sie
stellen  nichts  anderes  dar  als  den Versuch,  den Widerstand konform zu
lenken und jene, die nach einer Perspektive gegen und nicht mit den G7
suchen,  ruhigzustellen.  Gesagt,  getan.  Das  Ergebnis  war  ein  doppeltes.
Einerseits  wurde  die  Desorganisation  der  Linken  dadurch  befeuert,
andererseits die Aussicht auf eine größere Mobilisierung bewusst aufs Spiel
gesetzt. Die Entscheidung, dass die G7 zu beraten statt zu bekämpfen sind,
liefert die Erklärung für diese Entwicklung. Die NGOs haben sich so als
Erfüllungsgehilfinnen  einer  gesamtgesellschaftlichen  Entwicklungstendenz
präsentiert. Die „Zivilgesellschaft“, für die sie einzustehen versuchen, stellt
eben nichts weiter als einen Hofstaat jener Klassengesellschaft voller sozialer
Gegensätzlichkeiten  dar.  Ebenjene  ist  es,  die  im  letzten  Jahrzehnt  nach
rechts rückte. Sich in ihrer Mitte zu positionieren, erzwingt die Bekämpfung
oder zumindest das Ausbremsen radikaler Kräfte. Der Fördertropf an dem sie
hängen,  bildet  die  materielle  Hintergrundfolie  einer  ideologischen
Kapitulation.



Wie verliefen die Aktionen?
Während die Hoffnungen im Vorhinein nicht allzu groß waren, so geriet die
Realität mit nur 6.000 Teilnehmer:innen noch bitterer. Als positives Moment
bleibt zu bemerken, dass sich die Demonstrierenden trotz ihrer inhaltlichen
Differenzen gegenüber der Polizeirepression solidarisch verhielten. Als die
Cops  ohne  ernsthaften  Grund  bei  der  Abschlusskundgebung  den
antikapitalistischen Block angriffen, solidarisierten sich die Sprecher:innen
von der Bühne dagegen und riefen die Polizei auf, sich zurückzuziehen. Sie
akzeptierten die Spaltung in „gute“ und „schlechte“ Demonstrierende nicht.

Man würde sich an der Stelle mehr wünschen, aber viel Besseres gibt es
auch nicht zu berichten.

Leider blieben auch die Aktionen in Garmisch selbst deutlich hinter jenen von
2015  zurück.  Dabei  haben  viele  Genoss:innen  und  Aktivist:innen  ihre
gesamte Energie dafür aufgebracht, ein Camp mit geringsten Ressourcen auf
die  Beine  zu  stellen.  Sie  haben  gekocht,  Nachtwachen  afgestellt,  ein
Workshop- und Kulturprogramm organisiert und einiges mehr. Doch leider
blieben Tausende fern. Das Camp trug eher den Charakter eines alpinen
Urlaubsprogramms als einer Koordinationszentrale des Kampfes gegen den
G7-Gipfel. Wenige hundert Menschen übernachteten vor Ort.

Die größte Aktion, die von ihm ausging, war die Demonstration am 26. Juni.
Das Bündnis „Stopp G7 Elmau“ rief dazu auf. Etwa 1.500 Teilnehmer:innen
folgten dem Aufruf. Dominiert wurde die Demonstration von verschiedensten
antiimperialistischen Kräften. Ihre Überrepräsentanz ist dabei nicht in erster
Linie Ausdruck ihrer Stärke, sondern, wie beschrieben, einer allgemeinen
Defensive. Teile der Demonstration wurden von der Polizei durchgehend im
Spalier „begleitet“. Bereits vor Beginn wurde deutlich, dass der Protest zu
nicht viel mehr als einem Ausdruck symbolischen Widerstands gegen den
Gipfel des Kapitals geraten würde.

Noch deutlicher wurde dieser rein symbolische Charakter am Montag, dem
27. Juni. An dem Tag nahmen zusätzlich 50 Personen unter Polizeigeleit an
einer  kleinen Protestkundgebung außerhalb der  Hör-  und Sichtweite  des



Gipfels  statt.  Die  Polizei  führte  erniedrigende  Leibesvisitationen  bei  den
Teilnehmer:innen  durch  und  agierte  dabei  übergriffig,  konfiszierte
Gegenstände wie Marker, die mit Sicherheit keinerlei Bewaffnungen oder
Ähnliches darstellen. Ebenso fand ein Sternmarsch statt. Aufgeteilt auf eine
Wanderroute und Fahrradtour nahmen 100 Teilnehmer:innen den Marsch in
die oberbayrischen Alpen auf.

Linke, Krise Globalisierung
Doch die zahlenmäßig schwachen Proteste gegen den G7-Gipfel sind freilich
nur die  Spitze des Eisbergs.  Unter  dem Wasserspiegel  verbirgt  sich der
desaströse Zustand der Linken und Arbeiter:innenbewegung in der heutigen
Zeit, die enorm zugespitzte proletarische Führungskrise eben.

Dieser wurde mittels Fokussierung auf Eventmobilsierungen wie „Blockupy“,
„Castor schottern“ oder „Tag X“ versucht zu überdecken. Angesichts der
heutigen Lage waren dies reine Heerschauen und Selbstbeweihräucherung
linker Organisationen, die sich in Stärkeposition wähnten. Sie waren reine
Symbolproteste. Aktivist:innen konnten sich an ihren Symbolen stärken oder
scheitern, aber sie erkämpften keine realen Verbesserungen für die Klasse
und  schafften  es  nicht,  inhaltliche  Differenzen  innerhalb  der  Radikalen
Linken  zu  klären.  Vielmehr  formten  diese  Stunts  eine  Fassade,  die  den
Zustand  der  Ratlosigkeit  zu  überdecken  versuchte.  Prominente  Beispiele
dafür bilden Interventionistische Linke und vor allem die Linkspartei.

Über  Jahre  blieben in  der  Deutschen Linken ernsthafte  programmatisch-
strategische  Debatten  zu  den  Aufgaben  gegen  den  vorherrschenden
Rechtsruck, den erstarkenden Nationalismus angesichts des aufkochenden
Kampfes um die Neuaufteilung der Welt und der Krise aus. So wie viele
während der Pandemie darauf hofften, dass diese an ihnen vorbeiginge, ohne
darauf eine politische Antwort geben zu müssen, so flehen andere wiederum,
dass der Krieg um die Neuaufteilung der Welt bald vorbei sein möge.

Fast schon folgerichtig war die Interventionistische Linke auf keiner einzigen
Blockade oder Demonstration als Kraft sichtbar. Die Linkspartei schaffte es,
ihren Krisenparteitag parallel zum Gipfel stattfinden zu lassen und nur in



kleinster Form ihres bayrischen Landesverbandes aufzutreten. Selbst dieser
war ein Schatten seiner selbst.

Während manche Kräfte das Fernbleiben dieser Akteur:innen als Fortschritt
feiern, das den Protest „radikal“ erscheinen lasse, ist die Realität doch eine
andere.  Durch  die  geringe  Mobilisierung droht  der  Gegenprotest,  in  die
Bedeutungslosigkeit zu schwinden und mit ihr die Debatte um den Inhalt.

Für eine Strategie- und Aktionskonferenz
Das Fernbleiben dieser Kräfte ist dabei Resultat ihrer eigenen Schwäche. Die
unzählbaren Krisen, die Veränderung unserer Kampfbedingungen in Zeiten
der Pandemie und Kriegseuphorie zeigen auf, dass die reine Fokussierung
auf einzelne Aspekte reine Feuerwehrpolitik bleibt. Sie weicht der Frage aus,
wie  dieser  Totalität  des  Elends  ein  Ende  gesetzt  werden  kann.  Noch
schlimmer: Sie leugnet deren Notwendigkeit. Somit kam und kommt es zum
Unterordnen  unter  die  jeweiligen  Führungen  der  Bewegungen,  seien  es
bürgerliche Kräfte bei der Umweltbewegung bzw. gegen Rechtsruck oder
ökonomist i sche  Nachtrabpol i t ik  be i  gewerkschaf t l i chen
Auseinandersetzungen.

Damit wurde nicht nur verpasst, Kämpfe erfolgreich zu führen, sondern auch
aus Niederlagen zu lernen.

Angesichts  dieser  schwachen  Mobilisierung  ist  zu  diskutieren,  welche
Aufgaben  sich  Internationalist:innen,  Antiimperialist:innen  und
Antikapitalist:innen in  dieser  Zeitenwende stellen,  um zumindest  größere
Teile der Avantgarde der Arbeiter:innenklasse gegen die Neuorientierung
der  westlichen  Imperialismen  im  Kampf  gegen  die  russischen  und
chinesischen  Widersacher  programmatisch  und  praktisch  in  Stellung  zu
bringen. Es ist Aufgabe der teilnehmenden Organisationen, einen offenen
Austausch um die Kampfperspektive inmitten der Defensive zu führen. Wir
brauchen eine Strategie- und Aktionskonferenz im kommenden Herbst. Wir
richten diesen Appell insbesondere, aber natürlich nicht nur an jene Kräfte,
die an der Demonstration teilgenommen haben: DKP, SDAJ, MLPD, REBELL,
Föderation  klassenkämpferischer  Organisationen,  Zora,  Perspektive



Kommunismus, Atik, Young Struggle, Neue Demokratische Jugend, Partizan,
Atif,  Kuhle  Wampe,  Karawane,  Klasse  gegen  Klasse,  die  Sozialistische
Alternative.


